
URTEIL VOM 31. 3. 1982 — RECHTSSACHE 75/81 

In der Rechtssache 75/81 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag von der bel­
gischen Cour de cassation, Zweite Kammer, in dem vor diesem Gericht an­
hängigen Rechtsstreit 

JOSEPH HENRI THOMAS BLESGEN, Hotelier, wohnhaft in Bevercé, rue Mont 1, 
Angeklagter, Beistand: Rechtsanwalt Jean Materne, zugelassen in Lüttich, 
Kassationskläger gegen ein Urteil der Cour d'appel Lüttich, Chambre correc­
tionnelle, vom 4. November 1980, 

gegen 

BELGISCHER STAAT, vertreten durch den Finanzminister, Brüssel, rue de la Loi 
14, dieser vertreten durch den Direktor für Zölle und Verbrauchsteuern der 
Provinzen Lüttich und Luxemburg, Lüttich, rue Louvrex 43, betreibende 
Partei, vertreten durch Rechtsanwalt Antoine De Bruyn, zugelassen bei der 
Cour de cassation, 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 
30 und 36 EWG-Vertrag im Hinblick auf die innerstaatlichen belgischen 
Rechtsvorschriften, die den Besitz und den Verzehr von alkoholischen Ge­
tränken mit einem Alkoholgehalt von mehr als 22° an allen Orten, die der 
Öffentlichkeit zugänglich sind, sowie in den angrenzenden Wohnungen ver­
bieten, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco, A. Touffait, O. Due, der Richter P. Pescatore, Mackenzie 
Stuart, A. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros und F. Grévisse, 

Generalanwalt: G. Reischl 
Kanzler: P. Heim 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
und die gemäß Artikel 20 des Protokolls 
über die Satzung des Gerichtshofes der 
EWG eingereichten Erklärungen lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

Herr Blesgen wurde vom Tribunal cor­
rectionnel Verviers wegen Verstoßes ge­
gen die Artikel 1, 2 und 14 des Gesetzes 
vom 29. August 1919 über das Brannt­
weinrecht [loi sur le régime de l'alcool] 
(Lex Vandervelde) verurteilt, da er im 
Rückfall als Inhaber eines Getränkeaus­
schanks für sofortigen Verzehr in seinem 
Betrieb alkoholische Getränke aufbe­
wahrt und abgesetzt habe, deren Alko­
holgehalt bei einer Temperatur von 
15° C mehr als 22° betragen habe. 

Gegen die dieses Urteil bestätigende Ent­
scheidung der Cour d'appel Lüttich, 
Chambre correctionnelle, vom 4. No­
vember 1980 legte Herr Blesgen Kassa­
tionsbeschwerde ein, die er auf die Arti­
kel 30 und 36 EWG-Vertrag stützte. 

Mit Urteil vom 18. März 1981 entschied 
die Cour de cassation, daß eine Ausle­
gung der genannten Bestimmungen 
durch den Gerichtshof erforderlich sei, 
setzte das Verfahren aus und ersuchte 
den Gerichtshof um Beantwortung der 
folgenden Fragen: 

1. „Ist der Begriff der .Maßnahmen mit 
gleicher Wirkung wie mengenmäßige 

Einfuhrbeschränkungen' des Artikels 
30 EWG-Vertrag so auszulegen, daß 
unter das in dieser Bestimmung aufge­
stellte Verbot 

a) Rechtsvorschriften fallen, die den 
Genuß, den Verkauf oder das — 
auch unentgeltliche — Angebot al­
koholischer Getränke (das heißt 
von Getränken, deren Alkoholge­
halt bei einer Temperatur von 
15° C mehr als 22° beträgt) zum 
sofortigen Verzehr an allen Orten 
verbieten, die der Öffentlichkeit 
zugänglich sind, insbesondere in 
Getränkeausschänken, Hotels, Re­
staurants, Vergnügungsplätzen, 
Geschäften, Verkaufsständen, 
Schiffen, Zügen, Straßenbahnen, 
Bahnhöfen, Werkstätten oder Bau­
stellen sowie auf öffentlichen Stra­
ßen, selbst wenn dieses Verbot un­
terschiedslos auf inländische und 
eingeführte Erzeugnisse angewen­
det wird und nicht den Schutz der 
inländischen Produktion be­
zweckt? 

b) Rechtsvorschriften fallen, die den 
Inhabern von Getränkeausschän­
ken für sofortigen Verzehr verbie­
ten, alkoholische Getränke (im 
oben dargestellten Sinne) in den 
für die Gäste zugänglichen Räu­
men oder in anderen Teilen des 
Betriebes oder in der angrenzen­
den Wohnung aufzubewahren, 
selbst wenn dieses Verbot unter­
schiedslos auf inländische und ein-

1213 



URTEIL VOM 3i: 3. 1982 — RECHTSSACHE 75/81 

geführte Erzeugnisse angewendet 
wird und nicht den Schutz der in­
ländischen Produktion bezweckt?" 

2. (Diese Frage wird für den Fall ge­
stellt, daß der Begriff „Maßnahmen 
mit gleicher Wirkung wie mengenmä­
ßige Einfuhrbeschränkungen in Arti­
kel 30 EWG-Vertrag" so auszulegen 
ist, daß unter das in dieser Bestim­
mung enthaltene Verbot die in den 
Buchstaben a und b der Frage 1 auf­
geführten Maßnahmen fallen): „Ist 
der Begriff der Maßnahmen, die ,zum 
Schutze der Gesundheit und des Le­
bens von Menschen . . . gerechtfertigt 
sind', in Artikel 36 EWG-Vertrag so 
auszulegen, daß solche Maßnahmen, 
wie sie in den Buchstaben a und b der 
Frage 1 aufgeführt sind, aus den vor­
stehend angeführten Gründen als ge­
rechtfertigt angesehen werden können 
oder müssen?" 

Das Vorlageurteil ist am 7. April 1981 in 
das Register des Gerichtshofes eingetra­
gen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben am 17. Juni 1981 die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, ver­
treten durch ihre Bevollmächtigten Fran­
çois Lamoureux und Peter Oliver, am 
22. Juni 1981 der Angeklagte des Aus­
gangsverfahrens, Herr Blesgen, vertreten 
durch Rechtsanwalt Jean Materne aus 
Lüttich, sowie die belgische Regierung, 
vertreten durch den Außenminister, am 
6. Juli 1981 die französische Regierung 
und am 7. Juli 1981 die Regierung des 
Vereinigten Königreichs, vertreten durch 
ihren Bevollmächtigten W. H. Godwin, 
schriftliche Erklärungen eingereicht. 

Auf Bericht des Berichterstatters und 
nach Anhörung des Generalanwalts hat 
der Gerichtshof beschlossen, die münd­
liche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme zu eröffnen. Er hat jedoch 

die Kommission aufgefordert, schriftliche 
Auskünfte über die in den anderen Mit­
gliedstaaten bestehenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zur Beschrän­
kung des Verkaufs von alkoholischen 
Getränken in der Öffentlichkeit vorzule­
gen. Dieser Aufforderung ist innerhalb 
der vorgesehenen Frist entsprochen wor­
den. 

II — Beim G e r i c h t s h o f g e m ä ß 
Ar t ike l 20 des P r o t o k o l l s 
übe r die S a t z u n g des G e ­
r i c h t s h o f e s de r E W G e i n g e ­
r e i c h t e sch r i f t l i che E r k l ä ­
r u n g e n 

1. Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften gibt zunächst den Sach­
verhalt, der dem Ausgangsverfahren zu­
grunde liegt, das Vorlageurteil und den 
vorhergehenden Verfahrensablauf sowie 
die einschlägigen belgischen Rechtsvor­
schriften wieder und macht dann im we­
sentlichen folgende Rechtsausführungen: 

Zur ersten Vorlagefrage betreffend das 
Verkaufsverbot hält die Kommission es 
für angebracht, darauf hinzuweisen, daß 
nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes — insbesondere dem Urteil vom 
26. Juni 1980 (Rechtssache 788/79, Gilli, 
Slg. 1980, 2071) und dem Urteil vom 
19. Februar 1981 (Rechtssache 130/80, 
Kelderman, Slg. 1981, 527) — der Be­
griff „Maßnahmen mit gleicher Wirkung 
wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkun­
gen" in Artikel 30 EWG-Vertrag in dem 
Sinne zu verstehen sei, daß das durch 
einen Mitgliedstaat aufgestellte Verbot, 
bestimmte Kategorien von inländischen 
oder eingeführten Erzeugnissen einzu­
führen oder zu vermarkten, unter diese 
Bestimmung falle, wenn es sich um in 
einem anderen Mitgliedstaat rechtmäßig 
in den Verkehr gebrachte Erzeugnisse 
handele. Das angegriffene Verbot des 
Verkaufs bestimmter alkoholischer Ge-
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tränke an allen der Öffentlichkeit zu­
gänglichen Orten gleiche den Maßnah­
men, die der Gerichtshof in den zitierten 
Urteilen als Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbe­
schränkungen angesehen habe. Zwar sei 
nicht jede Verkaufsregelung schon als 
solche eine zumindest potentielle Ein­
fuhrbeschränkung, doch sei es in der Tat 
unbestreitbar, daß eine solche Maß­
nahme zur Regelung der Vermarktung 
unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich 
oder potentiell den innergemeinschaftli­
chen Handel beeinträchtige. Daraus er­
gebe sich, daß das Verbot des Verkaufs 
alkoholischer Getränke an öffentlich zu­
gänglichen Orten, wie es durch Artikel 1 
Absatz 1 des Gesetzes von 1919 aufge­
stellt werde, als Maßnahme gleicher 
Wirkung im Sinne des Artikels 30 anzu­
sehen sei, da es die aus anderen Mit­
gliedstaaten eingeführten alkoholischen 
Getränke treffe. 

Das gleiche gelte für das Verbot, alkoho­
lische Getränke an Orten, die der Öf­
fentlichkeit zugänglich seien, unentgelt­
lich anzubieten. Daß es sich hierbei nicht 
um ein Handelsgeschäft handele, sei 
ohne Bedeutung, da dieses Verbot die 
tatsächliche oder potentielle Folge habe, 
Handelsgeschäfte zu verhindern, die aus 
diesem Angebot erwachsen wären. 

Das Verbot des Genusses alkoholischer 
Getränke an Orten, die der Öffentlich­
keit zugänglich seien, könne die Einfuh­
ren unmittelbar oder mittelbar, tatsäch­
lich oder potentiell beeinträchtigen. Die 
Kommission verweist in diesem Zusam­
menhang darauf, daß sie in ihrer Richtli­
nie 66/683/EWG (ABI. 1966, S. 3748) 
innerstaatliche Vorschriften, die den 
Verbrauch einer eingeführten Ware un­
tersagen, als Maßnahmen gleicher Wir­
kung im Sinne des Artikels 30 ansehe. 
Sie hält an dieser Auffassung fest. 

Zum zweiten Aspekt der ersten Frage be­
treffend das für die Inhaber von Geträn­

keausschänken bestehende Verbot der 
Aufbewahrung von alkoholischen Ge­
tränken, in welchen Mengen auch im­
mer, das sich auch auf die an ihren Be­
trieb angrenzende Wohnung erstrecke, 
vertritt die Kommission die Ansicht, 
diese Maßnahme, die nur eine Ergän­
zung der ersteren sei, stelle ebenfalls eine 
tatsächliche oder potentielle, unmittel­
bare oder mittelbare Einfuhrbeschrän­
kung dar. Sie sei daher als Maßnahme 
mit; gleicher Wirkung wie eine mengen­
mäßige Beschränkung im Sinne des Arti­
kels 30 EWG-Vertrag anzusehen. 

Hinsichtlich der zweiten Frage vertritt 
die Kommission die Ansicht, ein Gesetz 
mit derart allgemeiner und absoluter Gel­
tung wie das hier streitige diene grund­
sätzlich dem Schutz der öffentlichen Ge­
sundheit. Gleichwohl könne angesichts 
des Unterschiedes zwischen dem Wort­
laut des Gesetzes und seiner praktischen 
Durchführung eine endgültige Stellung­
nahme nur im Lichte der vom belgischen 
Staat gemachten Angaben über die Aus­
wirkungen des Gesetzes von 1919 auf 
den Alkoholverbrauch erfolgen. Die 
Kommission meint, auf diese Weise 
komme sie der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes nach, wonach „stets die in­
nerstaatliche Behörde, die sich auf Arti­
kel 36 beruft, nachzuweisen hat, daß die 
von ihr verhängten Maßnahmen diesen 
Kriterien gerecht werden" (Urteil vom 
8. November 1979, Rechtssache 251/78, 
Denkavit, Slg. 1979, 3369). 

Im Ergebnis schlägt die Kommission vor, 
die erste Vorlagefrage der Cour de cas­
sation wie folgt zu beantworten : 

„Rechtsvorschriften, die zum einen den 
Genuß, den Verkauf oder das — auch 
unentgeltliche — Angebot alkoholischer 
Getränke zum sofortigen Verzehr an al­
len Orten verbieten, die der Öffentlich­
keit zugänglich sind, und die zum ande­
ren den Inhabern von Getränkeausschän­
ken verbieten, alkoholische Getränke, in 
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welchen Mengen auch immer, aufzube­
wahren, stellen Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbe­
schränkungen im Sinne des Artikels 30 
EWG-Vertrag dar." 

Was die Beantwortung der zweiten 
Frage angeht, ist die Kommission der 
Ansicht, die in der ersten Frage beschrie­
benen Maßnahmen seien dann aus Grün­
den des Schutzes der öffentlichen Ge­
sundheit gerechtfertigt, wenn sich her­
ausstelle, daß sie tatsächlich zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit geeignet 
seien. 

2. Der Angeklagte des Ausgangsverfah­
rens verweist darauf, daß die belgischen 
Vorschriften zur Regelung des Vertriebs 
und des Verbrauchs von Alkohol im 
Vergleich zu den in den anderen Ge­
meinschaftsländern geltenden Regelun­
gen außerordentlich restriktiv seien. Nur 
Belgien habe im Jahr 1919 eine Regelung 
eingeführt und seither beibehalten, die 
den Genuß alkoholischer Getränke an 
Orten, die der Öffentlichkeit zugänglich 
seien, völlig verbiete und den Ladenver­
kauf für Zwecke des privaten Verzehrs 
auf jeweils 2 Liter solcher alkoholischer 
Getränke beschränke, die nicht den Be­
schreibungen der Lex Vandervelde vom 
22. August 1919 entsprächen. 
Die Durchführung dieser Regelung auf 
dem inländischen Markt habe eine Ver­
ringerung des Verbrauchs an alkoholi­
schen Getränken, das fast vollständige 
Verschwinden der Brennereien und die 
Entwicklung einer sehr bedeutenden na­
tionalen Brauindustrie bewirkt. 
Die Auswirkungen der Beschränkungen 
auf den innergemeinschaftlichen Handel 
könnten im Hinblick auf ihre Schutzwir­
kung für die belgische Brauindustrie, die 
grundsätzlich zum großen Teil vor der 
Konkurrenz ausländischer alkoholischer 
Getränke um die Aufteilung des Alko­
holmarktes im ganzen bewahrt bleibe, als 
spürbar bezeichnet werden. 

Die belgischen Vorschriften seien daher 
mit Artikel 30 EWG-Vertrag unverein­
bar, denn die durch das Gesetz von 1919 
aufgestellten Verbote seien geeignet, die 
Einfuhr alkoholischer Getränke aus an­
deren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
zu beeinträchtigen und stellten somit 
eine Maßnahme mit gleicher Wirkung 
wie eine mengenmäßige Beschränkung 
dar (vgl. das Urteil des Gerichtshofes 
vom 5. Februar 1981, Rechtssache 
53/80, Koninklijke Kaasfabriek Eyssen 
BV, Slg. 1981, 409, Randnr. 11 der Ent­
scheidungsgründe). 

Diese Unvereinbarkeit des belgischen 
Gesetzes vom 29. August 1919 könne 
nur durch Rückgriff auf Artikel 36 
EWG-Vertrag behoben werden, sofern 
die Beschränkungen des innergemein­
schaftlichen Handelsverkehrs nach die­
sem Artikel „zum Schutze der Gesund­
heit und des Lebens von Menschen" zu 
rechtfertigen wären, wie dies in den Vor­
lagefragen der belgischen Cour de cassa­
tion an den Gerichtshof angesprochen 
werde. 

Dieser Rechtfertigungsgrund aus Artikel 
36 EWG-Vertrag könne die streitigen 
nationalen Rechtsvorschriften nicht legi­
timieren. Die in Artikel 36 EWG-Vertrag 
vorgesehene Ausnahme von Artikel 30 
komme nationalen Vorschriften nur zu­
gute, wenn sie aus Gründen des Schutzes 
der Gesundheit und des Lebens von 
Menschen erlassen worden seien, die 
hier und heute Gültigkeit hätten. 

Die streitigen belgischen Rechtsvorschrif­
ten seien demgegenüber nur von Grün­
den getragen und gerechtfertigt, die 
keine Gültigkeit mehr hätten. 

Bei Erlaß des belgischen Gesetzes von 
1919 habe man nämlich durch die Be­
kämpfung bestimmter, durch den Alko­
hol heraufbeschworener Gefahren gewis­
sen wirtschaftlichen und sozialen Bedin­
gungen begegenen wollen, die heute 
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nicht mehr beständen, und dadurch den 
Schutz der Gesundheit und eines geord­
neten Familienlebens sowie den Schutz 
von Frauen und Kindern gewährleisten 
wollen. 

Diese Gründe, die seinerzeit zum Erlaß 
des Gesetzes geführt hätten, hätten 
nichts mit den im Vorlageurteil ange­
führten Gründen zu tun, das im wesent­
lichen die Bekämpfung des Alkoholismus 
im allgemeinen, insbesondere im Hin­
blick auf seine kriminogenen Wirkungen, 
die aufgrund des Straßenverkehrs noch 
stärker geworden seien, nenne. 

Die durch den Alkohol verursachten Ge­
fahren seien jedoch heutzutage aus stati­
stischer und soziologischer Sicht in allen 
Ländern, insbesondere in den Gemein­
schaftsländern, gleich, sei es nun auf dem 
Gebiet der menschlichen Physiologie, der 
öffentlichen Sicherheit im Hinblick auf 
die Gefahr von Verkehrsunfällen oder 
auf dem Gebiet allgemeiner kriminoge-
ner Wirkungen. 

Ein Tatbestand, der für alle Länder der 
Gemeinschaft gleichermaßen zutreffe, 
könne daher nicht einem einzelnen von 
ihnen als Rechtfertigung dafür dienen, 
aufgrund von Artikel 36 EWG-Vertrag 
Vorschriften zu erlassen oder aufrecht­
zuerhalten, die gegen Artikel 30 dieses 
Vertrages verstießen. 

Weder die besonderen Umstände, die 
zum Zeitpunkt des Erlasses der streitigen 
Rechtsvorschriften in Belgien vorgelegen 
hätten, noch die im heutigen Belgien an­
zutreffenden sozialen und menschlichen 
Verhältnisse legitimierten daher eine im 
Verhältnis zu den Regelungen der ande­
ren Mitgliedstaaten derart restriktive na­
tionale Regelung betreffend alkoholische 
Getränke. Die allgemeine Übereinstim­
mung der tatsächlich für den Alkoholver­
brauch wesentlichen Faktoren innerhalb 
der Gemeinschaft lasse daher die Abwei­
chung der nationalen belgischen Rechts­

vorschriften von den Rechtsvorschriften 
der anderen Gemeinschaftsländer als 
einen unzulässigen Sonderfall erscheinen. 

Hilfsweise sei zu bemerken, daß die bel­
gische Regelung gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit verstoße, dem 
zufolge dann, wenn die Möglichkeit be­
stehe, zwischen verschiedenen Maßnah­
men zu wählen, um einer sozialen Ge­
fahr zu begegnen, die in der gesamten 
Gemeinschaft das gleiche Erscheinungs­
bild habe, diejenige Gegenmaßnahme zu 
wählen sei, die den Handelsverkehr am 
geringsten beeinträchtige, also etwa das 
Konzessionssystem. 

Da die Ausnahmeregelung des Artikels 
36 auf die belgischen Rechtsvorschriften 
über alkoholische Gertränke nicht an­
wendbar sei, fielen diese also tatsächlich 
unter das Verbot des Artikels 30 EWG-
Vertrag. 

3. Nach einer zusammenfassenden 
Wiedergabe des Sachverhalts und der 
einschlägigen belgischen Rechtsvorschrif­
ten nimmt die belgische Regierung wie 
folgt Stellung: 

Hinsichtlich der ersten Vorlagefrage an 
den Gerichtshof ist sie der Ansicht, das 
Gesetz vom 29. August 1919 habe keine 
beschränkende Wirkung auf den inner­
gemeinschaftlichen Handel, da es keine 
Unterscheidung zwischen eingeführten 
und inländischen Erzeugnissen treffe und 
sich nur auf Getränke mit einem Alko­
holgehalt von mehr als 22° bei einer 
Temperatur von 15° C erstrecke, die in 
der Öffentlichkeit verzehrt würden. 

Die streitige Regelung sei den Regelun­
gen vergleichbar, die andere Regierun­
gen zur Bekämpfung des Alkoholismus, 
etwa durch Festsetzung einer Polizei­
stunde für Gaststätten, erlassen hätten, 
und sie sei mangels einer gemeinsamen 
Marktregelung für Alkohol mit Artikel 
30 vereinbar, wie ihn der Gerichtshof 
ausgelegt habe. Die belgische Regierung 
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verweist auf das Urteil des Gerichtshofes 
vom 20. Februar 1979 (Rechtssache 
120/78, Rewe-Zental-AG/Bundesmono-
polverwaltung für Branntwein, Slg. 1979, 
649), in dem dieser entschieden habe, 
daß Hemmnisse für den Binnenhandel 
der Gemeinschaft, die sich aus den Un­
terschieden der nationalen Regelungen 
über die Vermarktung der fraglichen Er­
zeugnisse (Alkohol und alkoholische Ge­
tränke) ergäben, hinzunehmen seien, so­
weit diese Bestimmungen notwendig 
seien, um zwingenden Erfordernissen ge­
recht zu werden, insbesondere den Er­
fordernissen einer wirksamen steuerli­
chen Kontrolle, des Schutzes der öffent­
lichen Gesundheit, der Lauterkeit des 
Handelsverkehrs und des Verbraucher­
schutzes. Diesen Gedanken habe der Ge­
richtshof im übrigen in der Rechtssache 
788/79 (Gilli und Andres, Slg. 1980, 
2071) wieder aufgegriffen. 

Nach Ansicht der belgischen Regierung 
gelten diese Feststellungen, die sich auf 
das Verbot des Genusses alkoholischer 
Getränke an öffentlichen Orten gemäß 
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. August 
1919 bezögen, erst recht für das Verbot 
der Aufbewahrung von alkoholischen 
Gertränken in den für die Gäste und die 
übrigen Betriebsangehörigen zugängli­
chen Räumen und in der angrenzenden 
Wohnung nach Artikel 2 des fraglichen 
Gesetzes. Die letztere Vorschrift sei 
nämlich erforderlich, um die Wirksam­
keit des Artikels 1 zu gewährleisten, 
ohne daß sie aus sich heraus den inner­
gemeinschaftlichen Handel beeinträchti­
gen könnte. 

Die belgische Regierung schlägt daher 
vor, die erste Vorlagefrage dahin zu be­
antworten, daß Artikel 1 und 2 des belgi­
schen Gesetzes vom 29. August 1919 
nicht gegen das Verbot von Maßnahmen 
mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige 
Beschränkungen nach Artikel 30 EWG-
Vertrag verstoßen. 

In bezug auf die zweite Frage ist die bel­
gische Regierung der Ansicht, die streiti­
gen Vorschriften seien jedenfalls durch 
Artikel 36 EWG-Vertrag gedeckt. Sie 
entsprächen sozialen Erfordernissen im 
Zusammenhang mit der Bekämpfung des 
Alkoholismus sowie der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Sittlichkeit und der 
öffentlichen Sicherheit, die sowohl durch 
Verkehrsunfälle, verursacht von unter 
Alkoholeinfluß stehenden Fahrern, als 
auch durch die alkoholismusbedingte 
Kriminalität bedroht werde. 

Die streitigen Vorschriften ermöglichten 
es dem belgischen Staat nicht nur, dem 
konkreten Problem der Trunkenheit in 
der Öffentlichkeit so wirkungsvoll wie 
möglich nach dem Beispiel der anderen 
Mitgliedstaaten, die ensprechende Maß­
nahmen getroffen hätten, zu begegnen, 
sondern erlaubten es ihr darüber hinaus, 
die in Artikel 36 EWG-Vertrag genann­
ten Ziele zu erreichen. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes seien 
die Mitgliedstaaten beim derzeitigen 
Stand der europäischen Integration be­
rechtigt, Maßnahmen aufrechtzuerhalten 
oder einzuführen, die den in Artikel 36 
EWG-Vertrag genannten Zielen entsprä­
chen. Die belgische Regierung verweist 
insbesondere auf das Urteil vom 14. De­
zember 1979 (Rechtssache 34/79, Straf­
verfahren gegen Henn und Darby, Slg. 
1979, 3795), in dem festgestellt werde: 
„Grundsätzlich ist es Sache jedes Mit­
gliedstaats, den Begriff der öffentlichen 
Sittlichkeit für sein Gebiet im Einklang 
mit seiner eigenen Wertordnung und in 
der von ihm gewählten Form auszufül­
len." 

Die fraglichen Vorschriften stellten we­
der ein Mittel zur willkürlichen Diskri­
minierung noch eine verschleierte Be­
schränkung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten dar. Das Fehlen einer 
willkürlichen Diskriminierung ergebe 
sich daraus, daß gleichartige Fälle nicht 
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unterschiedlich behandelt würden, da die 
streitigen Vorschriften den Verzehr in 
der^ Öffentlichkeit als solchen beträfen, 
ohne nach der Art der Erzeugnisse, nach 
den Herstellern, Verkäufern oder Impor­
teuren zu unterscheiden. 

Die Rüge einer verschleierten Beschrän­
kung könne nur unter Verkennung der 
Zielsetzung des streitigen Gesetzes, sei­
nes grundlegenden Zwecks, der Um­
stände seiner Verabschiedung und der 
gegenwärtigen Gründe für seine Auf­
rechterhaltung durchgreifen. Die belgi­
sche Regierung zitiert hierzu eine Ant­
wort der Kommission auf eine Anfrage, 
die Herr Cousté am 27. Januar 1978 an 
diese gerichtet habe, in der die fraglichen 
Vorschriften im Hinblick auf die von der 
belgischen Regierung verfolgten Ziele 
wie auch darauf, daß die aus den ande­
ren Mitgliedstaaten eingeführten Erzeug­
nisse gegenüber einheimischen Erzeug­
nissen nicht diskriminiert würden, als 
rechtmäßig, erforderlich und verhältnis­
mäßig anerkannt würden. Dasselbe gelte 
für die Europäische Menschenrechts­
kommission, die die Rechtmäßigkeit von 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. August 
1919 im Rahmen der Menschenrechts­
konvention bestätigt habe. 

Die belgische Regierung schlägt dement­
sprechend vor, die zweite Frage wie folgt 
zu beantworten: 

„Artikel 1 und 2 des belgischen Gesetzes 
vom 29. August 1919 sind im Hinblick 
auf die Bestimmungen des Artikels 36 
EWG-Vertrag als gerechtfertigt anzuse­
hen." 

4. Die französische Regierung trägt 
vor, die Unvereinbarkeit der angegriffe­
nen Vorschriften mit Artikel 30 EWG-
Vertrag stünde außer Zweifel, wenn die 
darin enthaltenen Verbote den Schutz 
bestimmter einheimischer Erzeugnisse 
bezweckten. 

Das Ergebnis müsse jedoch anders aus­
fallen, wenn man zu der Ansicht käme, 
es handele sich um sowohl für einheimi­
sche wie für ausländische Erzeugnisse 
geltende Verbote, die zum Schutz eines 
höherrangigen allgemeinen Interesses ge­
rechtfertigt seien, das den Erfordernissen 
eines einheitlichen Marktes vorgehe, 
oder aus Gründen des Artikels 36, insbe­
sondere zum Schutze der Gesundheit 
von Menschen, gerechtfertigt seien. 

Die Probleme der freiwilligen Vergiftung 
oder der Drogenabhängigkeit seien da­
durch zu lösen, daß die Verfügbarkeit 
eines Erzeugnisses beschränkt und gesell­
schaftliche Verhaltensweisen verändert 
würden, um die Nachfrage entsprechend 
den Ergebnissen der seit November 1977 
in Zusammenarbeit mit der Weltgesund­
heitsorganisation und dem Internationa­
len Rat für Probleme des Alkoholismus 
und der Rauschgiftsucht auf Gemein­
schaftsebene durchgeführten Arbeiten 
einzuschränken. 

Im Rahmen dieser Arbeiten sei neben an­
deren Möglichkeiten staatlicher Maß­
nahmen auf dem Gebiet des Schutzes vor 
dem Alkoholismus die Möglichkeit auf­
geführt worden, im Wege der Rechtset­
zung verschiedene Maßnahmen zu erlas­
sen, deren Inhalt im Ermessen des ein­
zelnen Landes stehe. Dementsprechend 
habe sich die französische Regierung, 
neben anderen Maßnahmen, dafür ent­
schieden, die Verfügbarkeit alkoholi­
scher Getränke durch die Begrenzung 
der Zahl der Getränkeausschänke einzu­
schränken. 

Die belgischen Rechtsvorschriften stell­
ten daher weder ein Mittel zur willkürli­
chen Diskriminierung noch eine ver­
schleierte Beschränkung des Handels 
zwischen den Mitgliedstaaten dar. In 
Anbetracht des im Yprlagebeschluß dar­
gestellten Sachverhalts handele es sich 

' um Maßnahmen, die zwingenden Erfor­
dernissen gerecht werden sollten und als 
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solche von den Anforderungen des Arti­
kels 30 EWG-Vertrag abweichen dürf­
ten. 

Zur Unterstützung dieser Auffassung 
verweist die französische Regierung auf 
die Richtlinie 70/50/EWG vom 22. De­
zember 1969 sowie auf die Entschei­
dungsgründe einiger Urteile des Ge­
richtshofes, insbesondere der Urteile vom 
20. Februar 1978 (Rechtssache 120/78, 
„Cassis de Dijon", Sig. 1979, 649) und 
vom 26. Juni 1980 (Rechtssache 788/79, 
Gilli und Andres, Slg. 1980, 2071). 

5. Auch die Regierung des Vereinigten 
Königreichs nimmt auf das Urteil des 
Gerichtshofes in der Rechtssache 120/78 
(„Cassis de Dijon") Bezug, in dem ent­
schieden worden sei, daß die Regelung 
der Herstellung und Vermarktung alko­
holischer Getränke in Ermangelung einer 
gemeinschaftlichen Regelung Sache der 
Mitgliedstaaten sei, wobei eine Rechtfer­
tigung im allgemeinen Interesse, etwa 
zum Schutz der öffentlichen Gesundheit, 
vorliegen müsse, sofern die nationalen 
Maßnahmen ein Hemmnis für den inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr dar­
stellten. 

Nach Ansicht der britischen Regierung 
fällt das belgische Gesetz vom 29. August 
1919 unter das Verbot des Artikels 30 
EWG-Vertrag. Das angegriffene Verbot 
verringere den potentiellen Absatz alko­
holischer Getränke mit einem Alkoholge­
halt von mehr als 22°. Im übrigen sei 
Belgien ein bedeutender Hersteller von 
Bier, nicht aber von Branntwein. Das 
belgische Gesetz begünstige mithin die in 
bedeutenden Mengen hergestellten ein­
heimischen Erzeugnisse. Es verhindere 
die Konkurrenz durch eingeführte Er­
zeugnisse und wirke sich nachteilig auf 
den innergemeinschaftlichen Handelsver­
kehr aus. 

Die nach den belgischen Rechtsvorschrif­
ten vorgesehenen Maßnahmen bewirkten 

des weiteren eine Diskriminierung der 
Branntweinhersteller aus den anderen 
Mitgliedstaaten, deren Erzeugnissen — 
Markenerzeugnissen von internationalem 
Bekanntheitsgrad — der Zugang zum 
belgischen Inlandsmarkt verweigert 
werde, denn für diese Hersteller bestehe, 
anders als für die einheimischen Herstel­
ler, die praktisch Branntweine mit einem 
Alkoholgehalt von weniger als 22° für 
den Inlandsmarkt erzeugten, nicht die 
ÍMöglichkeit, sich den Anforderungen 
der belgischen Rechtsvorschriften anzu­
passen. 

Unter Zugrundelegung von Präzedenz­
entscheidungen des Gerichtshofes aus 
jüngerer Zeit, die durch sein Urteil in 
der Rechtssache 113/80 (Kommission/ 
Irland, Slg. 1981, 1625) bestätigt worden 
seien, wäre die Aufrechterhaltung des 
belgischen Gesetzes nur dann gerechtfer­
tigt, wenn es notwendig wäre, um zwin­
genden Erfordernissen des Schutzes der 
öffentlichen Gesundheit gerecht zu wer­
den. 

Im vorliegenden Fall könne ein derarti­
ger Rechtfertigungsgrund jedoch nicht 
anerkannt werden, da medizinisch nicht 
erwiesen sei, daß 

— der Genuß einer bestimmten Menge 
Alkohol in Form von Branntwein mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 
22° die Gesundheit mehr gefährde 
als der Genuß derselben Menge 
Alkohol, wenn dieser in stärkerer 
Verdünnung in Form alkoholischer 
Getränke mit einem Alkoholgehalt 
von weniger als 22° aufgenommen 
werde; 

— die Möglichkeit des Genusses alkoho­
lischer Getränke mit einem Alkohol­
gehalt von mehr als 22° in der Öf­
fentlichkeit den Genuß einer größe­
ren Gesamtalkoholmenge erleichtere 
oder begünstige als den Genuß alko­
holischer Getränke mit einem gerin­
geren Alkoholgehalt; 
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— der Genuß alkoholischer Geträime· 
mit einem Alkoholgehalt von mehr 
als 22° in der Öffentlichkeit der öf­
fentlichen Gesundheit mehr schade 
als deren Genuß an den derzeit ge­
setzlich zulässigen Orten. 

Die Regierung des Vereinigten König­
reichs ist schließlich der Ansicht, es 
müsse geprüft werden, ob das angegrif­
fene Gesetz mißbraucht und zur Diskri­
minierung von Erzeugnissen aus anderen 
Mitgliedstaaten oder zum mittelbaren 
Schutz bestimmter nationaler Produktio­
nen verwandt worden sei. Sie bezieht 
sich dazu auf das Urteil des Gerichtsho­
fes vom 14. Dezember 1979 (Rechts­
sache 34/79, Strafverfahren gegen Henn 
und Darby, Sig. 1979, 3795, Randnr. 21 
der Entscheidungsgründe). 

I l l — V o n der K o m m i s s i o n er­
t e i l t e A u s k ü n f t e 

Auf Ersuchen des Gerichtshofes hat die 
Kommission innerhalb der festgesetzten 
Frist Auskünfte über die in den anderen 
Mitgliedstaaten bestehenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zur Beschrän­
kung des Verkaufs alkoholischer Ge­
tränke in der Öffentlichkeit vorgelegt. 

Nach diesen Auskünften sehen die recht­
lichen Regelungen in den einzelnen Mit­
gliedstaaten im wesentlichen folgender­
maßen aus: 

In der Bundesrepublik Deutschland be­
darf es für den Verkauf alkoholischer 
Getränke einer Erlaubnis. Außerhalb 
einer Gaststätte oder eines ortsfesten 
Schankraums ist er grundsätzlich verbo­
ten. Eine generelle Ausnahme hiervon 
gilt für den Absatz von Bier und Wein in 
festverschlossenen Behältnissen innerhalb 
der Gemeinde der gewerblichen Nieder­
lassung des Gewerbetreibenden. Weitere 
Ausnahmen können unter anderem für 
Messen und Feste zugelassen werden. 

In Dänemark dürfen die sogenannten 
„starken Getränke" (Wein, Obstwein 
und andere durch alkoholische Gärung 
erzeugte Getränke mit einem Alkohol­
gehalt von mehr als 2,5 %, destillierte al­
koholische Getränke — Äthanol enthal­
tend —, Bier mit einem Alkohol(Ätha-
nol-)gehalt von 2,25 % oder mehr sowie 
Getränke, denen Getränke der vorge­
nannten Art zugefügt worden sind) nur 
von Unternehmen abgegeben werden, 
die im Besitz einer von der Gemeinde er­
teilten Erlaubnis mit einer Laufzeit von 
acht Jahren sind. Eine Ausnahme ist für 
Kantinen vorgesehen, die mit polizei­
licher Genehmigung ausschließlich wäh­
rend der Essenszeiten Bier und Wein ab­
geben dürfen. 

Die „starken Getränke" dürfen nicht in 
Geschäften serviert werden, eine Aus­
nahme gilt für Spezialgeschäfte, die mit 
polizeilicher Erlaubnis in ihren Ge­
schäftsräumen, auf Messen oder Ausstel­
lungen unentgeltlich Proben anbieten 
dürfen. Eine allgemeine Ausnahme für 
das unentgeltliche Angebot „starker Ge­
tränke" gilt für Ausstellungen, die der 
Öffentlichkeit nicht zugänglich sind. 
Schließlich ist die Abgabe von „starken 
Getränken" an Personen, die noch keine 
18 Jahre alt sind, sich in behördlich an­
geordneter Entzugsbehandlung befinden 
oder betrunken sind, verboten. 

In Frankreich unterteilt der Code des dé­
bits boissons [Getränkeausschankgesetz] 
die Getränkeausschänke für den Verzehr 
an Ort und Stelle in vier Kategorien ent­
sprechend dem Umfang der ihnen erteil­
ten Erlaubnis. Diese Unterscheidung ent­
spricht derjenigen, die für die Getränke 
selbst gilt, die aufgrund von Artikel L 1 
dieses Gesetzes in fünf Gruppen unter­
teilt sind; in diesem Artikel heißt es: 

„Im Hinblick auf die Regelung ihrer 
Herstellung, ihres Vertriebs und ihres 
Verbrauchs werden die Getränke in fünf 
Gruppen eingeteilt: 
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1. Alkoholfreie Getränke; . . . 

Alkoholische Getränke: 

2. Nicht gebrannte vergorene Getränke, 
nämlich Wein, Bier, Apfel- und Bir­
nenwein, Met sowie die der Steuerre­
gelung für Weine unterliegenden 
,Vins doux naturels' [natürlichen Süß­
weine], weiter die ,Crèmes de cassis' 
und vergorene Frucht- oder Gemüse­
säfte mit einem Alkoholgehalt von Io 

bis 3°; 

3. ,Vins doux naturels', soweit sie nicht 
zu Gruppe 2 gehören, Likörweine, 
Aperitifs auf Weinbasis und Erdbeer-, 
Himbeer-, Schwärze Johannisbeer­
oder Kirschliköre mit einem Gehalt 
von nicht mehr als 18° reinem Alko­
hol; 

4. Rum, Taffia und Branntwein aus 
Wein, aus Apfel- oder Birnenwein so­
wie Obstbranntwein, der ohne Zusatz 
von Auszügen hergestellt ist, weiter 
Liköre, die mit Zucker, Glucose oder 
Honig im Umfang von mindestens 
400 Gramm pro Liter für Anisliköre 
und mindestens 200 Gramm pro Liter 
für die anderen Liköre gesüßt sind 
und nicht mehr als ein halbes Gramm 
Auszüge pro Liter enthalten; 

5. alle anderen alkoholischen Getränke." 

Die Ausschänke der zweiten Kategorie 
dürfen alkoholische Getränke der 
Gruppe 2 verkaufen, die Ausschänke der 
dritten Kategorie (beschränkte Erlaub­
nis) solche der zweiten und dritten 
Gruppe, und die große Erlaubnis erlaubt 
den Ausschänken der vierten Kategorie 
den Verkauf von Getränken der vierten 
und fünften Gruppe. 

Für Restaurants, Getränkeausschänke 
ohne Verzehrmöglichkeit, vorüberge­
hende Ausschänke, Kantinen, private 
Veranstaltungen und Ausstellungen gel­
ten Sonderregelungen. 

Die Eröffnung eines Ausschanks für 
alkoholische Getränke ist verschiedenen 
Beschränkungen unterworfen, in Abhän­
gigkeit unter anderem von der Ein­
wohnerzahl in der Gemeinde. Jeder, der 
einen Getränkeausschank eröffnen 
möchte, ist gesetzlich verpflichtet, eine 
vorherige Erklärung (Verwaltungsbe­
scheinigung) sowie eine Erlaubnis 
(steuerliche Bescheinigung) einzuholen. 

Die Präfekten können im Erlaßwege die 
Entfernungen festlegen, innerhalb deren 
im Umkreis bestimmter Einrichtungen 
(Krankenhäuser, Schulen, Kasernen, der 
Religionsausübung dienende Gebäude 
usw.) keine Getränkeausschänke errich­
tet werden dürfen. 

Durch besondere Bestimmungen wird die 
Abgabe von Getränken der dritten, vier­
ten und fünften Gruppe an Minderjäh­
rige untersagt. 

Der Verkauf bestimmter Getränke ist 
verboten. Hierbei handelt es sich um 

1. Aperitifs auf Weinbasis mit einem 
Alkoholgehalt von mehr als 18°; 

2. anishaltige Spirituosen ' mit einem 
Alkoholgehalt von mehr als 45°, un­
beschadet der Anwendung von Artikel 
1 Absätze 1 und 2 des Dekrets vom 
24. Oktober 1922 in der geänderten 
Fassung; 

3. Bitters, Amers, Goudrons, Enzian und 
alle gleichartigen Erzeugnisse mit 
einem Zuckergehalt von weniger als 
200 Gramm pro Liter und mit einem 
Alkoholgehalt von mehr als 30°. 

Diese Liste ist noch um das Verbot des 
Verkaufs von Absinth und gleichartiger 
Liköre zu ergänzen. 

Es ist zu berücksichtigen, daß die für In­
haber von Cafés und Getränkeausschän­
ken bestehende Verpflichtung, Getränke 
der dritten, vierten und fünften Gruppe 
nur in Verpackungen von weniger als 
einem halben Liter zu verkaufen, durch 
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Dekret vom 29. September 1964 abge­
schafft worden ist. Lediglich das Verbot 
des Verkaufs alkoholischer Getränke im 
Einzelhandel auf Kredit besteht weiter­
hin. 

Die örtlichen Polizeibehörden, der Bür­
germeister sowie der Präfekt sind befugt, 
sämtliche Maßnahmen zur Aufrechter­
haltung und Wahrung der öffentlichen 
Ordnung zu treffen und dementspre­
chend in der Gemeinde oder dem Depar­
tement Ordnungsvorschriften für Caba­
rets, Cafés und Getränkeausschänke zu 
erlassen. 

So wird in der Verwaltungsrechtspre­
chung dem Bürgermeister das Recht 
zuerkannt, die Öffnungszeiten der Ge­
tränkeausschänke festzusetzen. Der Bür­
germeister ist befugt, den Verkauf alko­
holischer Getränke in den Getränkeaus­
schänken vor 11 Uhr morgens zu verbie­
ten und Minderjährigen bis zu 16 Jahren 
oder sogar bis zu 18 Jahren den Zutritt 
zu Getränkeausschänken zu untersagen. 

In Griechenland sind die Rechtsvor­
schriften auf diesem Gebiet sehr liberal. 

Das Präsidialdekret Nr. 180 vom 19. Fe­
bruar/10. März 1979 betreffend die Vor­
aussetzungen für den Betrieb von Ver­
kaufsstellen für alkoholische Getränke 
und von Vergnügungslokalen knüpft die 
Erteilung einer Betriebserlaubnis für 
einen der oben genannten Betriebe an 
folgende Voraussetzungen : 

— Einwandfreies Führungszeugnis 

— Alter: über 21 Jahre. 

Des weiteren ist der Verkauf verboten, 
wenn er Probleme für die öffentliche Si­
cherheit oder Gesundheit hervorrufen 
oder die ästhetische Wirkung der Umge­
bung beeinträchtigen könnte. 

Das Königliche Dekret 595/1963 sieht 
vor, daß alle Bestimmungen betreffend 
den Betrieb öffentlicher Lokale an Wahl­
tagen (Ausschankverbot zwischen Son­

nenaufgang und Sonnenuntergang) 
durch Erlaß des Ministers für öffentliche 
Sicherheit getroffen werden. 

In Irland wird der Verkauf von alkoholi­
schen Getränken durch ein System 
spezieller Genehmigungen geregelt (In­
toxicating Liquor Acts). 

Die Genehmigungen werden im allge­
meinen von den „magistrates" erteilt. 

Es wird unterschieden zwischen Geneh­
migungen für den Verzehr an Ort und 
Stelle und Genehmigungen für den Ver­
kauf alkoholischer Getränke außer Haus 
(„on-licences" und „off-licences"). 

Eine besondere Regelung gilt für den 
Verkauf von Wein. 

Für den Verkauf alkoholischer Getränke 
im Rahmen bestimmter Veranstaltungen 
(z. B. Festivals, Sportvereine) muß eine 
besondere Genehmigung beantragt wer­
den. 

Die Öffnungszeiten für Getränkeaus­
schänke sind ebenfalls vorgeschrieben. So 
müssen Bars zu bestimmten Zeiten der 
Öffentlichkeit verschlossen sein. Ausnah­
men können insbesondere für Restau­
rants zugelassen werden. 

In Italien bedarf es für den Verkauf 
jedes Getränks, sei es alkoholisch oder 
nichtalkoholisch, an die Öffentlichkeit 
einer Genehmigung der für die öffent­
liche Sicherheit zuständigen Provinzbe­
hörde. 

Der ambulante Verkauf alkoholischer 
Getränke jeglicher Stärke ist verboten. 

Für den Verkauf alkoholischer Getränke 
mit einem Alkoholgehalt von mehr als 
21° in Getränkeausschänken, Restau­
rants usw. bedarf es einer besonderen Er­
laubnis des Präfekten. 

Der Erwerb dieser Lizenzen und Erlaub­
nisse ist vom Vorliegen bestimmter ge­
sundheitlicher und sittlicher Vorausset­
zungen abhängig. 
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Die Anzahl der Verkaufsstellen für alko­
holische Getränke jeglicher Stärke darf 
in jeder Gemeinde nicht höher als eine je 
400 Einwohner sein. Für Getränke mit 
einem Gehalt von mehr als 4 Vi % ist 
dieses Verhältnis '/looo. Die Weinerzeu­
ger, die ihre eigenen Erzeugnisse verkau­
fen, werden in diese Berechnung jedoch 
nicht einbezogen. 

Der Verkauf alkoholischer Getränke mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 21° ist 
bei Festen und an Wahltagen (theore­
tisch) verboten. 

Die Provinzausschüsse setzen die Min­
destabstände zwischen Ausschänken für 
alkoholische Getränke (jeder Stärke) und 
Krankenhäusern, Werkstätten, Fabriken, 
Schulen, Kasernen, Kirchen und ande­
ren, religiösen Zwecken dienenden Ört­
lichkeiten fest. 

Das luxemburgische Recht beinhaltet 
steuerrechtliche Vorschriften sowie Vor­
schriften über die persönlichen Anforde-
rungen an den Erwerber einer Erlaubnis 
für die Eröffnung eines Getränkeaus­
schanks. 

Die Regelung erstreckt sich auch auf den 
zufällig, anläßlich besonderer oder regel­
mäßig wiederkehrender Gelegenheiten, 
stattfindenden Ausschank alkoholischer 
Getränke unter freiem Himmel, in Zelten 
oder an Ständen. 

Die Öffnungs- (nicht vor 7 Uhr mor­
gens) und Schlußzeiten (grundsätzlich 23 
Uhr) dieser Betriebe sind vorgeschrieben. 

Der Verkauf der Getränke an bestimmte 
Personengruppen ist verboten. Hierbei 
handelt es sich um entmündigte oder un­
ter Pflegschaft gestellte Personen, um Ju­
gendliche unter 18 Jahren, die nicht von 
einem Erziehungsberechtigten begleitet 
sind, es sei denn im Falle einer Reise, so­
wie um Betrunkene. 

Was die Minderjährigen unter 18 Jahren 
angeht, ist es verboten, ihnen Likör, 
Branntwein oder andere Getränke mit 

einem Alkoholgehalt von mehr als 18° 
anzubieten, selbst wenn sie sich auf einer 
Reise befinden oder von einem Erzie­
hungsberechtigten begleitet sind. 

Ebenso wie in Belgien befaßt sich das in 
den Niederlanden seit dem 1. November 
1967 geltende Gesetz nicht mit dem un­
entgeltlichen Angebot alkoholischer Ge­
tränke in der Öffentlichkeit. 

Das Gesetz erfaßt die kommerzielle wie 
die nichtkommerzielle Ausübung des 
Verkaufs alkoholischer Getränke an die 
Öffentlichkeit zum Verzehr an Ort und 
Stelle sowie den Einzelhandel mit Ge­
tränken, deren Alkoholgehalt mehr als 
15 % beträgt, und gegebenenfalls mit 
anderen alkoholischen Getränken. 

Für einen solchen kommerziellen oder 
nichtkommerziellen Betrieb bedarf es 
einer Erlaubnis des Gemeindevorstands. 
Für jedes Geschäftslokal ist eine Erlaub­
nis erforderlich. Eine Erlaubnis wird für 
die obengenannten Betriebe nicht erteilt, 
wenn diese außerhalb eines Geschäfts­
lokals ausgeübt werden. 

Um eine Erlaubnis zu erhalten, müssen 
die Leitung und die Geschäftsführung 
eines Lokals wie auch das Lokal selbst 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen. 

Zwar unterscheidet das Gesetz nicht 
zwei Arten von Erlaubnissen, jedoch 
wird eine Unterscheidung zwischen Ge­
tränken mit geringem Alkoholgehalt 
(weniger als 15 %) und stark alkoholi­
schen Getränken vorgenommen. Dieser 
Unterscheidung kommt eine gewisse 
Bedeutung im Zusammenhang mit der 
Übertragung der Befugnis zur Erteilung 
von Erlaubnissen auf die Gemeinden zu. 
Aufgrund dieses Gesetzes kann „durch 
Gemeindeverordnung für Lokale — oder 
für Lokale einer bestimmten, in der Ver­
ordnung bezeichneten Art — in der Ge­
meinde oder in den durch die Verord­
nung angegebenen Bezirken verboten 
werden, 
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a) alkoholische Getränke zum Verzehr 
an Ort und Stelle anzubieten, es sei 
denn unentgeltlich; 

b) Getränke mit einem Alkoholgehalt 
von mehr als 15 % zum Verzehr an 
Ort und Stelle anzubieten, es sei denn 
unentgeltlich . . . " 

In ihrem Bericht zum Entwurf des gel­
tenden Gesetzes hat die Regierung es als 
wünschenswert bezeichnet, wenn die Ge­
meinden die Möglichkeit hätten, das An­
gebot stark alkoholischer Getränke in 
bestimmten Lokalen, etwa Jugendzentren 
oder Klubhäusern..von Sportvereinen, zu 
verbieten. Sie hat es weiter für sinnvoll 
gehalten, dem Gemeinderat die Möglich­
keit zu geben, das Angebot derartiger 
Getränke .für eine bestimmte Zeit in 
einem Gemeindebezirk zu verbieten, in 
dem eine Kirmes oder Messe stattfindet. 

Bei ,wörtlicher Auslegung der geltenden 
Vorschriften könnte der Gemeinderat ein 
Verkaufsverbot für alle alkoholischen 
Getränke in sämtlichen Lokalen inner­
halb der ganzen Gemeinde erlassen. Von 
einem solchen Verbot ist jedoch in dem 
Kommentar zu dem geltenden Gesetz 
oder in der Verwaltungspraxis keine 
Rede. Es ist kaum anzunehmen, daß ein 
Gemeinderat jemals ein solches vollstän­
diges Verbot aussprechen würde. Vor Er­
laß einer solchen Verordnung müssen 
nämlich der Provinzialrat für die öffent­
liche Gesundheit und die lokale Han­
delskammer angehört werden, und diese 
Verordnung muß weiter vom betreffen­
den Provinzialausschüß gebilligt werden. 

Im Vereinigten Königreich muß für den 
Verkauf von „intoxicating liquors" [al­
koholischen Getränken], was England 
und Wales anbelangt, eine Erlaubnis ein­
geholt werden. Es handelt sich dabei um 
Spirituosen, Wein, Bier und Cidre. Die 
Regelung gilt demnach für alle alkoholi­
schen Getränke, unabhängig von ihrem 
Alkoholgehalt. 

Die Vorschriften unterscheiden zwischen 
dem Groß- und dem Einzelhandelsver­
kauf. Als Einzelhandelsverkauf gilt jeder 
Verkauf an einen Einzelnen von bis zu 
2 Gallonen bzw. einer Kiste Spirituosen 
oder Wein oder bis zu 4lň Gallonen 
bzw. 2 Kisten Bier oder Cidre. Jeder 
darüber hinausgehende Verkauf gilt als 
Großhandelsverkauf. 
Für den Großhandelsverkauf ist eine fis­
kalische Erlaubnis vorgesehen. Dieses Er­
laubnissystem soll gemäß dem Finances 
Act 1981 mit Wirkung vom 1. Juli 1982 
abgeschafft werden. 
Die für den Einzelhandelsverkauf erfor­
derlichen Erlaubnisse werden vom „li­
censing justice" [Friedensrichter, zustän­
dig für die Erteilung von Schankerlaub­
nissen] erteilt. Es gibt sie in zweierlei Ge­
stalt, nämlich als 
— „on-licences", die den Verkauf von 

alkoholischen Getränken zum Ver­
zehr an Ort und Stelle oder an­
derswo zulassen, 

— „off-licences", die nur den Verkauf 
zum Verzehr außerhalb der Ver­
kaufsstellen zulassen. 

Im übrigen dürfen Inhaber einer „on-li­
cence" oder einer „off-licence" alkoholi­
sche Getränke nur während der gesetz­
lich festgesetzten Zeiten verkaufen. 
Daneben gibt es eine Vielzahl von Son­
derregelungen, zum Beispiel für Theater, 
Restaurants, Züge oder Schiffe. 
Nach Angaben der Kommission orientie­
ren sich die einschlägigen Vorschriften 
für Schottland und Nordirland an den 
Grundsätzen der englischen Vorschrif­
ten. 
Für den Großhandelsverkauf gibt es in 
Schottland und Nordirland die gleiche 
Regelung wie in England. Für den Ein­
zelhandelsverkauf gibt es, vorbehaltlich 
etwaiger kürzlich eingetretener Änderun­
gen, folgende wesentliche Unterschiede 
gegenüber der englischen Regelung: 
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In Schottland gilt für den Einzelhandels­
verkauf von „alcoholic liquor" der Li­
censing (Scotland) Act 1976, der diesen 
Verkauf vom Erwerb einer Erlaubnis ab­
hängig macht. Während diese Erlaub­
nisse in England von den Friedensrich­
tern erteilt werden, fällt diese Aufgabe in 
Schottland den licensing boards" zu, die 
sich aus „district councillors" [Mitglie­
dern des Bezirksausschusses] zusammen­
setzen. Gemäß section 29 des Licensing 
Act kann der „licensing board" eine Er­
laubnis erteilen, die nur den Verkauf von 
Wein, Portwein, Bier, Cidre und Birnen­
wein, nicht aber von anderen alkoholi­
schen Getränken gestattet. 

In Nordirland gilt für den Einzelhan­
delsverkauf von „intoxicating liquors" 
der Licensing Act (Northern Ireland) 
1971. Die Erlaubnisse werden von den 
„county courts" [Kreisgerichten] erteilt. 

IV — Mündliche Verhandlung 

In der Sitzung vom 8. Dezember 1981 
haben der Angeklagte des Ausgangsver­
fahrens, vertreten durch Rechtsanwalt 
Jean Materne, Lüttich, die belgische Re­
gierung, vertreten durch Rechtsanwalt 
Van Rossem, Brüssel, im Beistand von 
Herrn Thierry Terwagne als Sachver­
ständigen, die französische Regierung, 
vertreten durch Herrn Bernard Botte, At­
tache d'administration centrale im 
Außenministerium, als Bevollmächtigten, 
und die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, vertreten durch Herrn 
Peter Oliver und Herrn François Lamou-
reux als Bevollmächtigte, mündliche Aus­
führungen gemacht. 
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 9. Februar 1982 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die belgische Cour de cassation hat mit Urteil vom 18. März 1981, beim 
Gerichtshof eingegangen am 7. April 1981, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag 
zwei Fragen nach der Auslegung der Artikel 30 und 36 EWG-Vertrag zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, um über die Vereinbarkeit einiger Bestimmun­
gen des belgischen Gesetzes vom 29. August 1919 über das Branntweinrecht 
mit dem Gemeinschaftsrecht entscheiden zu können. 

2 Diese Fragen stellen sich im Rahmen eines von den belgischen Behörden 
eingeleiteten Strafverfahrens gegen einen Gastwirt, dem vorgeworfen wird, 
unter Verstoß gegen die Artikel 1, 2 und 14 des genannten Gesetzes in seiner 
Gaststätte alkoholische Getränke aufbewahrt und vertrieben zu haben, deren 
Alkoholgehalt bei einer Temperatur von 15° C mehr als 22° betragen habe. 
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3 Sowohl vor der Cour de cassation als auch in seinen beim Gerichtshof einge­
reichten Erklärungen hat der Angeklagte geltend gemacht, die Vorschriften 
der Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 29. August 1919 stellten, auch wenn 
sie unterschiedslos auf inländische und eingeführte Erzeugnisse anwendbar 
seien, Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkun­
gen der Einfuhr alkoholischer Getränke dar, die gegen Artikel 30 EWG-Ver­
trag verstießen. Diese Maßnahmen seien darüber hinaus durch keinen der in 
Artikel 36 EWG-Vertrag aufgeführten Gründe, insbesondere den Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, zu rechtfertigen, da ihnen inso­
weit keine konkretisierbare, gegenwärtige Notwendigkeit zukomme, die für 
die gesamte Gemeinschaft anzuerkennen wäre. 

4 In der Erwägung, daß der Rechtsstreit Fragen der Auslegung des Gemein­
schaftsrechts aufwerfe, hat die belgische Cour de cassation dem Gerichtshof 
folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. „Ist der Begriff der »Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengen­
mäßige Einfuhrbeschränkungen' des Artikels 30 EWG-Vertrag so auszu­
legen, daß unter das in dieser Bestimmung aufgestellte Verbot 

a) Rechtsvorschriften fallen, die den Genuß, den Verkauf oder das — 
auch unentgeltliche — Angebot alkoholischer Getränke (das heißt von 
Getränken, deren Alkoholgehalt bei einer Temperatur von 15° C mehr 
als 22° beträgt) zum sofortigen Verzehr an allen Orten verbieten, die 
der Öffentlichkeit zugänglich sind, insbesondere in Getränkeausschän­
ken, Hotels, Restaurants, Vergnügungsplätzen, Geschäften, Verkaufs­
ständen, Schiffen, Zügen, Straßenbahnen, Bahnhöfen, Werkstätten 
oder Baustellen sowie auf öffentlichen Straßen, selbst wenn dieses Ver­
bot unterschiedslos auf inländische und eingeführte Erzeugnisse ange­
wendet wird und nicht den Schutz der inländischen Produktion be­
zweckt? 

b) Rechtsvorschriften fallen, die den Inhabern von Getränkeausschänken 
für sofortigen Verzehr verbieten, alkoholische Getränke (im oben dar­
gestellten Sinne) in den für die Gäste zugänglichen Räumen oder in 
anderen Teilen des Betriebes oder in der angrenzenden Wohnung auf­
zubewahren, selbst wenn dieses Verbot unterschiedslos auf inländische 
und eingeführte Erzeugnisse angewendet wird und nicht den Schutz 
der inländischen Produktion bezweckt?" 
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2. Bei Bejahung der ersten Frage: „Ist der Begriff der Maßnahmen, die ,zum 
Schutze der Gesundheit und des Lebens von Menschen . . . gerechtfertigt 
sind', in Artikel 36 EWG-Vertrag so auszulegen, daß solche Maßnahmen, 
wie sie in den Buchstaben a und b der Frage 1 aufgeführt sind, aus den 
vorstehend angeführten Gründen als gerechtfertigt angesehen werden 
können oder müssen?" 

Z u r e r s t e n F r a g e 

5 In der ersten Frage geht es darum, ob der Befriff der Maßnahmen mit glei­
cher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen in Artikel 30 EWG-Ver­
trag auch Maßnahmen erfaßt, die den entgeltlichen oder unentgeltlichen Ge­
nuß (Buchstabe a der ersten Frage) sowie die Aufbewahrung (Buchstabe b) 
alkoholischer Getränke mit einem Alkoholgehalt von mehr als 22° in allen 
der Öffentlichkeit zugänglichen Räumen, den anderen Teilen des Betriebes 
und in der angrenzenden Wohnung verbieten, selbst wenn dieses Verbot un­
terschiedslos auf inländische und eingeführte Erzeugnisse angewendet wird 
und nicht den Schutz der inländischen Produktion bezweckt. 

6 Nach Ansicht der belgischen Regierung unterliegt das streitige Gesetz nicht 
dem Verbot des Artikels 30 EWG-Vertrag, da es mangels Diskriminierung 
zwischen den eingeführten und den inländischen Erzeugnissen keine be­
schränkende Wirkung auf den innergemeinschaftlichen Handel habe. Das 
Gesetz vom 29. August 1919 verfolge ein allgemeines Ziel und diene der 
Bekämpfung des Alkoholismus. Das Verbot der Aufbewahrung und des so­
fortigen Verzehrs von bestimmten alkoholischen Getränken an der Öffent­
lichkeit zugänglichen Orten solle den Alkoholismus und seine Verbreitung 
bekämpfen und insbesondere die Jugend vor seinen schädlichen Folgen in 
persönlicher wie sozialer Hinsicht schützen. Es stelle somit eine legitime so­
zialpolitische Entscheidung dar, die mit der allgemeinen Zielsetzung des Ver­
trages übereinstimme. Das Fehlen einer Gemeinschaftsregelung für dieses 
Gebiet rechtfertige nationale Maßnahmen, soweit diese für erforderlich ge­
halten würden, um zwingenden Anforderungen gerecht zu werden, die den 
Bedürfnissen des freien Warenverkehrs auf jeden Fall vorgingen. 

7 Nach Artikel 30 EWG-Vertrag sind mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 
sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung im Handel zwischen den Mitglied­
staaten verboten. Daraus ergibt sich, daß jede inländische Maßnahme, die 
geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr unmittelbar oder 
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mittelbar, tatsächlich oder potentiell zu behindern, als Maßnahme mit glei­
cher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen anzusehen ist. Wie der 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 10. Juli 1980 (Rechtssache 152/78, Kom­
mission/Französische Republik, Slg. 1980, 2299) ausgeführt hat, können 
Rechtsvorschriften über die Vermarktung eines Erzeugnisses auch dann, 
wenn sie die Einfuhr nicht unmittelbar regeln, je nach Lage des Falles die 
Möglichkeiten, Erzeugnisse aus anderen Staaten einzuführen, beeinträchti­
gen und dadurch unter das Verbot von Artikel 30 EWG-Vertrag fallen. 

s Im übrigen erfaßt das Verbot des Artikels 30 EWG-Vertrag gemäß Artikel 3 
der Richtlinie 70/50/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1969 (ABl. 
L 13 vom 19. 1. 1970, S. 29) über die Beseitigung von Maßnahmen gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen, die nicht unter andere 
aufgrund des EWG-Vertrags erlassene Vorschriften fallen, auch die Maß­
nahmen über die Vermarktung von Waren, welche unterschiedslos auf inlän­
dische und eingeführte Waren anwendbar sind und deren beschränkende 
Wirkungen auf den Warenverkehr den Rahmen der solchen Handelsregelun­
gen eigentümlichen Wirkungen überschreiten. 

9 Dies ist allerdings nicht der Fall bei einer Rechtsvorschrift, die sich nur auf 
den Verkauf von Getränken mit hohem Alkoholgehalt zum sofortigen Ver­
zehr an allen Orten, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, nicht aber auf 
andere Formen des Vertriebs derartiger Getränke bezieht. Zudem ist festzu­
halten, daß die für den Verkauf der fraglichen alkoholischen Getränke erlas­
senen Beschränkungen keinerlei Unterscheidung nach ihrer Art oder Her­
kunft bewirken. Eine derartige gesetzgeberische Maßnahme steht daher in 
Wirklichkeit in keinem Zusammenhang mit der Einfuhr der Waren und ist 
aus diesem Grund nicht geeignet, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
zu beeinträchtigen. 

io Die gleichen Erwägungen gelten für das Verbot, die streitigen Getränke in 
Räumen aufzubewahren, die an das der Öffentlichkeit zugängliche Lokal an­
grenzen. Soweit es sich hierbei um eine dem Verbot des sofortigen Verzehrs 
akzessorische Vorschrift handelt, kann sie keine Einschränkung der Einfuh­
ren der aus anderen Mitgliedstaaten stammenden Erzeugnisse bewirken. 

11 Auf die erste Frage ist daher zu antworten, daß der in Artikel 30 EWG-Ver­
trag enthaltene Begriff der Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengen-
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mäßige Einfuhrbeschränkungen dahin zu verstehen ist, daß eine unter­
schiedslos auf inländische und eingeführte Erzeugnisse anwendbare inner­
staatliche Maßnahme nicht unter das in Artikel 30 aufgestellte Verbot fällt, 
die den Genuß, den Verkauf oder das — auch unentgeltliche — Angebot 
alkoholischer Getränke mit einem bestimmten Alkoholgehalt zum sofortigen 
Verzehr an allen Orten, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, sowie die 
Aufbewahrung derartiger Getränke in allen für die Gäste zugänglichen Räu­
men, in anderen Teilen des Betriebes oder in der angrenzenden Wohnung 
verbietet, sofern es sich bei diesem letzteren Verbot um eine akzessorische 
Vorschrift zum Verbot des sofortigen Verzehrs handelt. 

Z u r z w e i t e n F r a g e 

12 Da die zweite Frage nur für den Fall einer Bejahung der ersten Frage gestellt 
worden ist, braucht sie nicht erörtert zu werden. 

K o s t e n 

n Die Auslagen der Regierung des Königreichs Belgien, der Französischen 
Republik und des Vereinigten Königreichs sowie der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht ha­
ben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens 
ist das Verfahren Teil des vor dem nationalen Gericht anhängigen Strafver­
fahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm von der belgischen Cour de cassation mit Urteil vom 18. März 
1981 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

Der in Artikel 30 EWG-Vertrag enthaltene Begriff der Maßnahmen mit 
gleicher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen ist dahin 
zu verstehen, daß eine unterschiedslos auf inländische und eingeführte 
Erzeugnisse anwendbare innerstaatliche Maßnahme nicht unter das in 
Artikel 30 aufgestellte Verbot fallt, die den Genuß, den Verkauf oder das 
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— auch unentgeltliche — Angebot alkoholischer Getränke mit einem be­
stimmten Alkoholgehalt zum sofortigen Verzehr an allen Orten, die der 
Öffentlichkeit zugänglich sind, sowie die Aufbewahrung derartiger Ge­
tränke in allen für die Gäste zugänglichen Räumen, in anderen Teilen 
des Betriebes oder in der angrenzenden Wohnung verbietet, sofern es 
sich bei diesem letzteren Verbot um eine akzessorische Vorschrift zum 
Verbot des sofortigen Verzehrs handelt. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Gravisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 31. März 1982. 

Für den Kanzler 

J. A. Pompe 

Hilfskanzler 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 9. FEBRUAR 1982 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Ausgangspunkt für die vorliegende 
Rechtssache, in der erneut über die 
Auslegung der Artikel 30 und 36 des 
EWG-Vertrags zu befinden ist, ist ein 
von den belgischen Behörden gegen den 
belgischen Hotelier und Gastwirt Joseph 
Blesgen eingeleitetes Strafverfahren. Die­
ser wurde durch Urteil des Tribunal cor­
rectionnel von Verviers vom 21. Dezem­

ber 1977 wegen Verstoßes gegen die Ar­
tikel 1, 2 und 14 des belgischen Gesetzes 
vom 29. August 1919 über das Brannt­
weinrecht — die sogenannte Lex Van-
dervelde — verurteilt, da er im Rückfall 
als Inhaber eines Getränkeausschanks für 
sofortigen Verzehr in seinem Betrieb al­
koholische Getränke aufbewahrt und ab­
gesetzt habe, deren Alkoholgehalt bei 
einer Temperatur von 15° C mehr als 
22° betragen habe. 
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